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oder weiterzuentwickelnden Arbeitsmittels bei seinem be­
stimmungsgemäßen Einsatz). Diese Vorgaben müssen an­
spruchsvoll sein. Das entspricht der in dem bereits erwähn­
ten Beschluß des Sekretariats des Zentralkomitees der SED 
erhobenen Forderung, „das wissenschaftlich-technische Ni­
veau der Aufgabenstellung für die Neuerer und die Lei­
stungsanforderungen an das Neuererschaffen nachhaltig zu 
erhöhen“.

Von Bedeutung ist das vor allem für die Neuerertätig­
keit im Rahmen von Neuerervereinbarungen nach § 13 
Ziff. 2 NVO, bei der die materielle Anerkennung der Lei­
stungen bekanntlich nicht nach den geleisteten Stunden, 
sondern auf der Grundlage des „Nutzens für die desell- 
schaft“ gezahlt wird — eben weil hier die Neuerer nicht nur 
übliche konstruktive Arbeit leisten, nur allgemein bekann­
tes Fachwissen bzw. einen von anderen erzielten technischen 
Fortschritt übernehmen und einführen, sondern weil sie im 
Ergebnis schöpferischer Arbeit selbst einen technischen Fort­
schritt erzielen.

Das Niveau der Neuerertätigkeit, die im Rahmen einer 
Neuerervereinbarung nach § 13 Ziff. 2 NVO geleistet wird, 
bestimmt auch den Charakter ..der Uberleitungsarbeiten, 
wenn diese im Rahmen einer Neuerervereinbarung gemäß 
§ 13 Ziff. 3 NVO geleistet werden. Wird eine schöpferisch 
erarbeitete Lösung übergeleitet, dann ist es naturgemäß not­
wendig, diese Lösung konstruktiv zu präzisieren, ein Muster 
zu bauen, mit dem die Lösung erstmalig vergegenständlicht 
wird, und es zu erproben. Solche Überleitungsarbeiten sind 
wissenschaftlich-technische Arbeit. Auch dabei ist das Zu­
sammenwirken von Arbeitern und Ingenieuren sachlich er­
forderlich und mit einem persönlichkeitsbildenden Effekt 
verbunden. Schematische Bau-, Schlosser-, Elektro- und ähn­
liche Arbeiten sind zwar in einem gewissen Umfang erfor­
derlich, sie sind aber der eigentlichen Überleitung unterge­
ordnet (z. B. Verlegen von Leitungen, Bau eines Funda­
ments, um eine neue Vorrichtung erproben zu können). Falls 
jedoch die Überleitung überwiegend oder ausschließlich aus 
Bau-, Montage-, Installations-, Maler-, Schlosser- und ähn­
lichen Arbeiten besteht, wäre das ein Indiz dafür, daß eine 
den Anforderungen entsprechende Neuererleistung gemäß 
§ 13 Ziff. 2 NVO (bzw. ein Neuerervorschlag nach § 18 NVO) 
nicht vorlag, sondern daß derartige Arbeiten gesetzwidrig 
in die Neuererbewegung verlagert worden sind.7

Die Anforderungen an Aufbau und Inhalt einer Aufga­
benstellung gemäß § 13 Ziff. 1, Ziff. 2 und Ziff. 3 NVO erge­
ben sich aus der Richtlinie des Amtes für Erfindungs- und 
Patentwesen zur Erarbeitung von Aufgabenstellungen, die 
Neuererkollektiven im Rahmen von Neuerervereinbarungen 
übertragen werden, vom 20. Februar 1985.8

Neuerertätigkeit verantwortungsbewußt leiten

Die dargelegten Anforderungen an die vereinbarte Neue­
rertätigkeit müssen bei der Auswahl bzw. Erarbeitung ge­
eigneter Aufgaben, der Bildung der Neuererkollektive und 
dem Abschluß der Neuerervereinbarungen in jedem Einzel­
fall immer wieder erneut verwirklicht werden. Für Neue­
rerkollektive geeignete Aufgaben lassen sich nicht „auf die 
Schnelle“ bzw. nicht mit formaler Routine erarbeiten. Es 
muß Klarheit darüber bestehen, daß die Erarbeitung der 
meisten Neuereraufgaben — wie generell die Erarbeitung an­
spruchsvoller wissenschaftlich-technischer Aufgaben — be­
reits eine umfangreiche wissenschaftlich-technische Arbeit 
verlangt.

Zur Erarbeitung wissenschaftlich-technischer Aufgaben­
stellungen — nicht nur für die vereinbarte Neuerertätigkeit 
nach § 13 Ziff. 2 NVO, sondern auch für die dienstliche For­
schung und Entwicklung — sollte noch stärker die Neuerer­
tätigkeit genutzt werden, die im Rahmen von Neuererver­
einbarungen gemäß § 13 Ziff. 1 NVO möglich ist. Das ent­
spricht dem speziellen Anliegen dieser Form der verein­
barten Neuerertätigkeit. Hier kann einem Neuererkollektiv 
z. B. die Aufgabe übertragen werden, ganze Arbeitsprozesse, 
Herstellungs- und Reparaturtechnologien auf Rationalisie­
rungserfordernisse und -möglichkeiten zu untersuchen, die 
Arbeitsbedingungen in den Arbeitsprozessen zu analysieren

und davon ausgehend präzise, anspruchsvolle wissenschaft­
lich-technische Aufgaben zu erarbeiten.

Die Leiter müssen gewährleisten, daß die zuständigen 
Gewerkschaftsleitungen, deren Zustimmung eine Voraus­
setzung für die Rechtswirksamkeit der Neuerervereinbarun­
gen ist (§ 14 Abs. 4 NVO), rechtzeitig vor der Verteidigung 
der Aufgabe und der Unterzeichnung der Vereinbarung 
über den Entwurf der Neuerervereinbarung informiert wer­
den. Nur so ist gesichert, daß diese Zustimmung keine Form­
sache ist, sondern daß die Gewerkschaftsleitung sich gründ­
lich mit den Fragen vertraut machen kann, die sie aus ge­
werkschaftlicher Sicht zu prüfen hat und zu denen sie er­
forderlichenfalls Stellung nehmen bzw. Änderungen ver­
langen muß. Das kann z. B. die wichige Frage betreffen, ob 
es sich tatsächlich um eine Aufgabe handelt, die überwie­
gend die schöpferische Tätigkeit von Arbeitern erfordert. 
Die Gewerkschaftsleitung kann auch prüfen, ob überhaupt 
eine präzise wissenschaftlich-technische Aufgabe vorliegt, 
und ihre Zustimmung dann versagen, wenn das nicht der 
Fall ist. Weiterhin kann sie prüfen, ob die Termine und der 
vorgesehene Ablauf der Arbeiten so festgelegt sind, daß 
alle notwendigen Arbeiten im vollen Umfang außerhalb 
der gesetzlichen Arbeitszeit durchgeführt werden können. 
Selbstverständlich kann die Gewerkschaftsleitung ihre Zu­
stimmung versagen. Dann darf die betreffende Neuerer­
vereinbarung nicht abgeschlossen werden. Wenn das trotz­
dem geschehen ist, ist diese für nicht rechtswirksam zu er­
klären.

Der jeweils zuständige Leiter muß auch gewährleisten, 
daß die Neuereraufgabe und — falls die Neuerervereinba­
rung nicht ohnehin vom BfN vorbereitet wird — der Ent­
wurf der Neuerervereinbarung rechtzeitig dem BfN zur 
Kenntnis gegeben wird. Das BfN hat einen maßgeblichen 
Einfluß auf eine qualifizierte Leitung der vereinbarten Neue­
rertätigkeit im Betrieb zu nehmen; es hat eine hohe Ver­
antwortung für die Wahrung der sozialistischen Gesetzlich­
keit beim Abschluß einer jeden Neuerervereinbarung.9

Bewährt hat es sich, wenn die inhaltliche Verantwortung 
der betrieblichen Leiter für die Erarbeitung von Neuerer­
aufgaben, für die Bildung der Neuererkollektive, für die 
Verteidigung der Aufgabenstellungen (und die dabei im 
einzelnen zu prüfenden Fragen), für die Unterstützung der 
Neuererkollektive, für die Verteidigung und Bewertung der 
erzielten Ergebnisse, für die rechtzeitige Einbeziehung der 
betrieblichen Gewerkschaftsleitungen sowie die jeweiligen 
Aufgaben und Rechte des BfN in einer „innerbetrieblichen 
Ordnung“ festgelegt werden. Diese sollte von Zeit zu Zeit 
überprüft und erforderlichenfalls geändert bzw. präzisiert 
werden.

Die Ergebnisse der vereinbarten Neuerertätigkeit werden 
von den Neuerem dem Betrieb übergeben. Sie werden nicht 
als Neuerervorschlag eingereicht und behandelt. Das Neue­
rerrecht bezeichnet sie als „vereinbarte Neuer er leistung“. 
Bei der Beurteilung in der Neuererbrigade bzw. der Ver­
teidigung vor einem speziell dafür gebildeten sachkundigen 
Gremium sowie bei der Entscheidung durch den zuständigen 
Leiter geht es also nicht um das Vorliegen der Merkmale 
eines Neuerervorschlages nach § 18 NVO, sondern darum, ob 
die Vereinbarung vereinbarungsgemäß erfüllt, insbesondere, 
ob das in der vereinbarten Aufgabenstellung vorgegebene 
Niveau der Lösung erreicht wurde.

7 Die Anforderungen, die an die im Rahmen von Neuererverein­
barungen gemäß § 13 Ziff. 3 NVO vereinbarten Überleitungsarbeiten 
zu stellen sind, werden im Neuererforum 178, in: der neuerer 
1982, Heft 12, S. 416 ausführlich erläutert.

8 Die Ri eil tli nie ist veröffentlicht im Mitteilungsblatt des Amtes für 
Erfindungs- und Patentwesen 1985, Nr. 3, sowie in: der neuerer 
1985, Beilage zu Heft 5.

9 Vgl. dazu auch „Die Aufgaben des BfN bei der Organisierung der 
kollektiven Neuerertätigkeit im Rahmen von Neuerervereinbarun­
gen“ im Neuererforum 174, in: der neuerer 1982, Heft 7, S. 244.


